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So gesehen So sieht es    Jürgen Tomicek   

Ampel-Aus

Endlich 
vorbei 
Von Alexander Will

Es ist vorbei, und es ist eine Erleichterung.  Das ewige Am-
pelflackern in Deutschland hat nur noch genervt. Es war 

eine so endlose wie schlechte Aufführung eines Kasperthea-
ters. Die Bilanz des Berliner Mittwochs – und auch der ver-
gangenen zwei Jahre besteht nun vor allem aus zwei Punkten. 

Zum Ersten war diese Koalition von Anfang an eine politi-
sche Missgeburt. Koalitionsfähig waren nämlich nur zwei von 
drei Partnern: Grüne und SPD. Hier gab und gibt es politische 
Schnittmengen zur Genüge. Mit der FDP sah das anders aus. 
Die musste sich derart verbiegen, dass so gut wie jedes Regie-
rungshandeln, außer dem woken Wirken des Justizministers, 
von enormen Schmerzen begleitet war.  Wie eine selbstprokla-
mierte liberale Partei den Weg in eine dirigistische Staatswirt-
schaft mit ruinöser Marktlenkung, Energie- und Sozialpolitik 
nicht nur mitgehen, sondern auch aktiv unterstützen konnte, 
bleibt derzeit  noch Lindners Geheimnis. Mit Sicherheit geht 
das aber  als Schande in die Geschichte des Liberalismus ein. 

Lindner versuchte in letzter Stunde das Ruder herumzurei-
ßen. Sein 18-Seiten-Papier skizzierte  Grundzüge angebots-
orientierten, vernünftigen Regierungshandelns. Doch: zu 
spät. Zwar war das Papier die Axt an der Wurzel der Koalition, 
doch die Flucht nach vorn hätte schon zu Zeiten des unseli-
gen Heizungsgesetzes kommen müssen.  

Zum Zweiten hat die Ampel uns drei verlorene Jahre be-
schert. Die Wirtschaft ist von politisch zu verantwortenden  
Krisen geschüttelt. Die Finanzen sind so zerrüttet, dass der 
Schein nur noch durch Tricks („Sondervermögen“) aufrecht 
erhalten werden kann.  Außenpolitisch hat sich Deutschland 
weiter verzwergt.  Massenhafte Armutseinwanderung  per 
Asylrecht geht  munter weiter, während diejenigen, die das 
Land wirklich braucht, sich andere Ziele in der Welt suchen. 
So sieht ein kranker Mann aus. Nun muss sich die kaputte 
 Koalition schnellstens dem Urteil des Souveräns stellen.   
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Drei Fragezeichen zeichnung: Jürgen Tomicek

Luise Charlotte Bauer über die Finanzierung der 
Krankenhausreform und steigende Beiträge für 
Krankenversicherte

Darüber müssen wir noch mal reden

„Wir haben ein Nebenei-
nander von Über-, 
Unter und Fehlversor-

gung.“ Das sagt Bundesge-
sundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) mit Blick auf die 
aktuelle Krankenhausversor-
gung. Dass wir dringend eine 
Reform brauchen, ist offen-
sichtlich. Doch bei deren Fi-
nanzierung schlägt sich der 
Bund dank eines Taschenspie-
lertricks in die Büsche und 
greift den Bürgern tief in die 
Taschen. 

Lauterbachs Gesetzentwurf 
sieht die Finanzierung der Re-
form über einen „Transforma-
tionsfonds“ vor. Dieser soll 50 
Milliarden Euro zur Verfügung 
stellen. Länder und Kranken-
kassen sollen jeweils die Hälf-
te übernehmen. So hat Lauter-
bach den Streit mit Christian 

Lindner (FDP) – vor dessen 
Entlassung als Finanzminister 
–  bei der Haushaltsplanung 
vermieden. Lauterbach greift 
bei den Krankenkassenbeiträ-
gen zu wie in einem Selbstbe-
dienungsladen – und belastet 
die Versicherten zusätzlich.

Der Entwurf des Bundeska-
binetts sah vor, dass vor allem 
die gesetzlichen Krankenkas-
sen 25 Milliarden Euro auf-
bringen müssen, während sich 

private Krankenkassen freiwil-
lig beteiligen können. Ein Vor-
schlag, den der Verband der 
privaten Krankenversicherun-
gen verständlicherweise und 
wenig überraschend  postwen-
dend ablehnte. 

Der Gesundheitsausschuss 
des Bundestags hat interve-
niert: Beteiligen sich die priva-
ten Krankenkassen nicht frei-
willig, wird eine verpflichten-
de Beteiligung geprüft. Aller-
dings: Das geschieht frühes-
tens nach der Bundestagswahl 
2025. Wer weiß schon, wer 
dann im Ministerium und im 
Ausschuss sitzt?!

Der Bundesrat hat vorge-
schlagen, dass der Bund 40 
Prozent des „Transformations-
fonds“ bereitstellt. Länder und 
Krankenkassen sollten jeweils 
30 Prozent tragen. Die Bun-
desregierung lehnte dies ab, 
da sie hier keine originäre Zu-
ständigkeit des Bundes sieht. 
Die Ironie: Mehrere Länder 
drohen mit einer Klage vor 
dem Bundesverfassungsge-
richt, da sie bei der Reform 
eine Kompetenzübertretung 
des Bundes sehen. 

Auch die Krankenkassen 
wappnen sich bereits für eine 
Klage. Ihrer Ansicht nach ist 
die Finanzierung verfassungs-
widrig. Die Ampel samt Lau-
terbach steuert auf das nächs-
te gescheiterte Gesetz zu. 
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Selbstbedienungsladen 
Krankenkassen

Die Kolumne von der Au-

torin gelesen finden Sie 

  unter www.ol.de/klinik-
reform

Zitat des Tages

Wenn wir den Schuss jetzt nicht gehört haben, werden wir 
endgültig zur Provinz in der Weltpolitik. Dann wird man 

unsere Kinder und Enkel rumschubsen, weil wir in der Welt 
dann nicht mehr viel zu sagen haben werden.
Sigmar Gabriel, 
Vorsitzender der Atlantik-Brücke und früherer Chef der SPD, hat nach dem Sieg von Donald Trump bei 

der US-Präsidentschaftswahl gegenüber dem  Fernsehsender Phoenix der Bundesregierung vorgewor-

fen, es in den vergangenen Jahren versäumt zu haben, den Einfluss Europas zu vergrößern.
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bereits vor einem Jahr am 9. 
November verabschiedet wer-
den sollen –  am Jahrestag der 
gegen Juden gerichteten No-
vemberpogrome der Nazis 
von 1938. Doch dann verhak-
ten sich SPD, Union, Grüne 
und FDP bei den Verhandlun-
gen. Nun soll die Resolution  
beschlossen werden. Das 
Papier wendet sich unter an-
derem gegen eine staatliche 
Förderung für Organisationen 
und Projekte, die Antisemitis-
mus verbreiten, das Existenz-
recht Israels infrage stellen, 
zum Boykott Israels aufrufen 
oder die gegen Israel gerichte-
te BDS-Bewegung aktiv unter-
stützen.

Raum für legitime Kritik

Teuteberg sagte, es müsse 
sichergestellt werden, dass 
nicht mit Steuergeld die Ver-
breitung von Antisemitismus 
finanziert werde. „Gerade is-
raelbezogener Antisemitis-
mus, der sich als Israelkritik 
ausgibt, aber antisemitische 
Erzählungen bedient, ist be-
sonders häufig und anschluss-
fähig.“ Der Schriftsteller und 
Auschwitz-Überlebende Jean 
Améry habe schon bald nach 
dem Sechstagekrieg von 1967 
beschrieben, dass ein neuer 
Antisemitismus insbesondere 
im linken politischen Lager 
entstehen werde, bei dem Is-

rael zum Paria gemacht werde, 
sagte sie und versicherte zu-
gleich, die IHRA-Definition 
lasse den nötigen Debatten-
raum offen für legitime Kritik, 
die mit der Kritik an anderen 
Staaten vergleichbar ist. 

‚Hass ist keine Meinung‘

Mit Blick auf die Kritiker 
sagte die FDP-Abgeordnete: 
„In vielen anderen Zusam-
menhängen wird gerade von 
links inflationär die Parole 
ausgegeben: ‚Hass ist keine 
Meinung‘. Die Meinungsfrei-
heit ist wahrlich ein hohes Gut 
und mir als Liberaler heraus-
ragend wichtig: als Prinzip der 
freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung, die vom ‚Nie 
wieder‘ inspiriert und mit 
Antisemitismus unvereinbar 
ist.“ Es sei verständlich, nicht 
Antisemit genannt werden zu 
wollen. Doch weder der Ent-
schließungsantrag noch die 
IHRA-Definition machten ihre 
Kritiker zu solchen. „Niemand 
hat das Recht auf ein bisschen 
Judenhass“, fügte sie hinzu.

Von der rechtlich nicht bin-
denden Arbeitsdefinition wer-
den die Vorstellung einer „jü-
dischen Weltverschwörung“, 
die Leugnung des Holocaust 
und das Zuschreiben kollekti-
ver Verantwortung von Juden 
für die Politik des Staates Is-
rael umfasst.

Analyse  Bundestag stimmt über Antisemitismus-Resolution ab

„Kein Recht auf  Judenhass“

Ein Jahr lang wurde hinter 
verschlossenen Türen 

über den Text verhandelt. Am 
heutigen Donnerstag steht im 
Bundestag die Abstimmung 
über eine Antisemitismus-Re-
solution an. Die Ampel-Frak-
tionen und die Unionsfrak-
tion hatten sich erst kürzlich 
auf die gemeinsame Vorlage  
geeinigt.

Die FDP-Politikerin Linda 
Teuteberg war beim zähen 
Ringen um Formulierungen 
mit dabei. „Wir setzen mit der 
Antisemitismus-Resolution 
ein wichtiges Zeichen, indem 
vier Fraktionen gemeinsam 
erklären, dass die Sicherheit 
jüdischen Lebens keine Frage 
von Regierungs- oder Opposi-
tionsrolle ist, sondern ein 

Grundkonsens dieser Bundes-
republik“, sagte sie unserer Re-
daktion. „Wir dürfen nicht bei 
Sonntagsreden stehenbleiben. 
Der bittere Befund, dass Anti-
semitismus verdammt viel 
Platz hat und immer unverfro-
rener den öffentlichen Raum 
besetzt, erfordert eine politi-
sche Antwort.“ Der Antrag stel-

le klar, dass jede Erschei-
nungsform des Antisemitis-
mus gleichermaßen inakzep-
tabel sei. 

Debatte um Vorhaben

Doch das Vorhaben steht in 
der Kritik. Es ist eine recht aka-
demisch anmutende Diskus-
sion um Definitionen. Im Fo-
kus steht dabei eine Anti-
semismus-Definition der 
International Holocaust Re-
membrance Alliance (IHRA). 
Mehrere Tausend Einzelperso-
nen sowie Dutzende Organisa-
tionen aus Politik, Kultur und 
Gesellschaft haben einen Offe-
nen Brief unterzeichnet, weil 
sie befürchten, dass politische 
Kritik an Israel dadurch einge-

schränkt wird 
und somit 
auch die Mei-
nungs-, 
Kunst-, Wis-
senschafts- 
und Versamm-
lungsfreiheit. 
Dazu gehören 

der Grünen-Politiker Daniel 
Cohn-Bendit, die Klima-Akti-
vistin Luisa Neubauer, die 
Schriftstellerin Eva Menasse 
und Amnesty International 
sowie die katholische Frie-
densbewegung Pax Christi.

Die Resolution hatte ur-
sprünglich als Reaktion auf 
das Hamas-Massaker in Israel 

Autorin dieses Beitrages ist Mey 
Dudin. Die Korrespondentin be-

richtet über das politische Ge-

schehen in Berlin.
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